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Stellungnahme der Deutschen Verkehrswacht 
zu den Referentenentwürfen des Bundesministeriums für Verkehr – Gesetz zur Änderung des Fahrlehrer-
gesetzes und anderer straßenverkehrsrechtlicher Gesetze sowie Verordnung zur Modernisierung der Fahr-
schulausbildung 
Aktenzeichen: nicht bekannt 
 
 
 

 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Als Verband, der sich dem Ziel der Verbesserung der Verkehrssicherheit verschrieben hat, bedanken wir 
uns für die Möglichkeit, zu den vorliegenden Referentenentwürfen Stellung nehmen zu dürfen. 
 
Die Deutsche Verkehrswacht (DVW) steht einer Modernisierung der Fahrausbildung grundsätzlich offen 
gegenüber – unter der klaren Voraussetzung, dass die Verkehrssicherheit weiterhin im Mittelpunkt aller 
Maßnahmen steht. Eine Reform der Pkw-Führerscheinausbildung bietet die Chance, die Ausbildung zeit-
gemäß weiterzuentwickeln und noch stärker auf die aktuellen Anforderungen im Straßenverkehr auszu-
richten. Mögliche Kosteneinsparungen dürfen dabei nicht das leitende Motiv sein; vielmehr muss die Si-
cherheit oberste Priorität behalten, zumal die Gruppe der 18- bis 24-Jährigen überproportional am Unfall-
geschehen beteiligt ist. Erfreulicherweise konnten hier in den letzten Jahren Verbesserungen erreicht wer-
den, die nicht aufs Spiel gesetzt werden dürfen. 
 
Dabei kommt erschwerend hinzu, dass es an validen Untersuchungen zur Wirksamkeit von Maßnahmen 
in der Fahrausbildung für diese Gruppe mangelt. Daher regt die DVW an, alle Maßnahmen – wie für die 
Experimentierklausel gemäß § 2a Abs. 6 StVG vorgesehen – hinsichtlich ihrer Wirkung zu evaluieren und 
dies explizit in der Verordnung festzuschreiben. 
 
Vor diesem Hintergrund möchten wir folgende Aspekte besonders hervorheben: 
 

• Die im Rahmen der sogenannten Experimentierklausel vorgesehene Laienausbildung im öffentli-
chen Verkehrsraum lehnen wir ab. Aus Sicht der DVW ist es zwingend erforderlich, dass Fahrten 
in der begleitenden Ausbildung ausschließlich in einem geschützten Umfeld („Schonraum“) außer-
halb des öffentlichen Verkehrsraums stattfinden. 
 
Zudem geben wir zu bedenken, dass die wirksame Umsetzung solcher Fahrten ein günstiges so-
ziales Umfeld voraussetzt. Ist dieses nicht vorhanden, können soziale Nachteile verstärkt werden,  
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da die angestrebte Kostenreduzierung nicht erreicht wird. Auch der – aus Sicherheitsgründen er-
forderliche – bürokratische Aufwand für die Begleitpersonen wird weder zur Akzeptanz noch zum 
Erfolg des Instruments beitragen. 
 
Die zusätzlich vorgesehene Ausgestaltung der Regelung über Landesverordnungen würde zudem 
zu einer weiteren Ungleichbehandlung führen. Sicherheitsaspekte sollten nicht dem Föderalismus 
unterliegen, sondern bundeseinheitlich geregelt werden. Über den Bundesrat werden die Länder-
interessen ausreichend gewahrt. 
 

• Zur Formulierung in § 4 FahrschAusbVO „Die fahrpraktische Ausbildung ist auf öffentlichen Stra-
ßen durchzuführen“ bitten wir um Klarstellung der intendierten Interpretation, da wir der Auffassung 
sind, dass das Üben einfacher fahrpraktischer Aufgaben wie Anfahren und Einparken auch ge-
meinsam mit einem Fahrlehrenden abseits öffentlicher Straßen möglich sein sollte. 
 

• Bereits jetzt gibt es – ohne Rechtsänderung – die Möglichkeit, durch Laienausbildung die Kosten 
des Fahrerlaubniserwerbs zu senken: Auf zahlreichen Verkehrsübungsplätzen ist es möglich, ein-
fache Fahraufgaben zu erlernen. Wir empfehlen daher im Rahmen der Kostensenkungskampagne 
des Bundesministers die verstärkte Bewerbung des „Fahrenübens auf Verkehrsübungsplätzen“. 
 

• Die vorgesehene wissenschaftliche Begleitung sowie die vollständige Evaluation der gesamten 
Reform der Fahrausbildung sind unabdingbar und werden von uns nachdrücklich begrüßt. 

 
Für weitere Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung! 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 


